
KURZ & SCHNELL 

» EEG-NOVELLE

NR. 65 

17.12.2020 

Datum 

EEG-NOVELLE: REGIERUNG VERZÖGERT DIE ENERGIEWENDE UND VERSAGT BEIM KLIMASCHUTZ 

DARUM GEHT’S  

Am 17.12.2020 beschloss der Bundestag mit der Mehrheit der Koalitionsfraktionen die Novelle des Erneuerbare-Energien-

Gesetzes (EEG). Fristverkürzt wird der Bundesrat sich gleich am Tag danach, am 18.12.2020, damit befassen (nicht 

zustimmungspflichtig). So kann das Gesetz zum 01.01.2021 in Kraft treten. Dieses übereilte Verfahren wäre leicht vermeidbar 

gewesen. Der Novellierungsbedarf ist seit langem bekannt, das Gesetz lag jedoch seit Wochen auf Halde, da sich die GroKo 

nicht einigen konnte. 

Das EEG ist das Herzstück des Erneuerbarenausbaus, darin werden die Ziele sowie der Regulierungsrahmen bestimmt. Mit 

ihrem Gesetz zögert die Bundesregierung die Energiewende jedoch weiter hinaus. Zwar beseitigt sie ein paar kleinere 

Hemmnisse, u.a. Dank des Drucks von Branchen- und Umweltverbänden sowie auch uns Grünen, sie schafft es aber nicht im 

Ansatz, den Ausbau der Erneuerbaren zu entfesseln. Die Bundesregierung bedient sich außerdem eines Tricks und geht von 

einem viel zu geringen Stromverbrauch bis 2030 aus. Der Bedarf wird künstlich klein gerechnet, allerdings ohne dass die 

Regierung etwas für mehr Stromsparen und Effizienz unternimmt. Das ist fatal.  

Stattdessen wäre ein massiver Ausbau von Erneuerbaren dringend notwendig! Nur damit kann Deutschland die Pariser 

Klimaziele erreichen und die sozial-ökologische Transformation der Wirtschaft vorantreiben. Auch das EU-Klimaschutzziel für 

2030 wird erhöht. Dafür muss auch Deutschland seinen Beitrag leisten. Ein wichtiger Grund mehr, den Erneuerbarenausbau 

jetzt schneller voranzubringen.  

DAS SAGEN WIR DAZU: DIE EEG-NOVELLE VERFEHLT DEN NOTWENDIGEN AUFBRUCH FÜR DEN KLIMASCHUTZ UND ZEMENTIERT DEN 

RÜCKSTAND BEIM ERNEUERBAREN-AUSBAU. DAMIT VERPASST DIE BUNDESREGIERUNG DIE LETZTE CHANCE IN DIESER 

LEGISLATURPERIODE, NOCH EINEN ENTSCHEIDENEN BEITRAG ZUM KLIMASCHUTZ ZU LEISTEN. WIR BRAUCHEN EINEN VIELFACH 

HÖHEREN AUSBAU VON WIND- UND SOLARENERGIE, MEHR ENGAGEMENT FÜR BÜRGERENERGIE SOWIE EINE STÄRKERE 

ENTBÜROKRATISIERUNG, UM DIE KLIMASCHUTZZIELE ZU ERREICHEN UND DIE KOHLE- UND ATOMKRAFTWERKE ZU ERSETZEN.  

1. Erneuerbarenausbau muss endlich entfesselt werden: Jährlicher Ausbau muss sich vervielfachen 

Die beschlossenen Ziele reichen hinten und vorne nicht für einen neuen Ausbauschub der Erneuerbaren und für den 

Klimaschutz. Auf europäischer Ebene unterstützt die Bundesregierung die Erhöhung des EU-Klimaziels für 2030. Doch auf 

nationaler Ebene wird der Ausbau der Erneuerbaren nicht konsequent genug vorangetrieben. Stattdessen wurde diese 

Entscheidung auf das nächste Jahr vertagt. Wir brauchen einen viel stärkeren Ausbau, um nicht weiter kostbare Zeit für den 

Klimaschutz zu verlieren. Als Beitrag für die Klimaziele muss mindestens doppelt so viel Solarenergie ausgebaut werden wie 

im EEG vorgesehen, also rund 10 Gigawatt statt 5 GW pro Jahr. Der Ausbau der Windenergie an Land muss sich im Vergleich 

zum letzten Jahr glatt versechsfachen. Wir fordern 5 GW netto. Ein konkretes Ausbauinstrument hat die Bundesregierung in 

der Novelle komplett rausgelassen: die von uns geforderte Solarpflicht im Gebäudebereich.  

2. Es bedarf einer realistischen Strombedarfsprognose als Grundlage für den EE-Ausbau.  

Beim Erneuerbarenausbau geht es um Klimaschutz und unsere Zukunft – eine zu ernste Angelegenheit, um bei den 

Grundannahmen zu tricksen. Der künftige Strombedarf muss daher realistisch geschätzt werden, statt Luftnummern zu 

verbreiten. Trotz Effizienzgewinnen wird der Stromverbrauch steigen, v.a. durch die sog. Sektorkopplung, wonach Ökostrom 

auch in anderen Sektoren, u.a. Verkehr und Wärme sowie Industrie eingesetzt wird, sowie auch durch die angestrebte 



12/2020 | Bündnis 90/Die Grünen Bundestagsfraktion | KURZ & SCHNELL

» EEG-NOVELLE | 2

Produktion von Wasserstoff. Dieser Bedarf muss offen ermittelt und der notwendige Erneuerbarenausbau entsprechend 

erhöht werden.  

3. Das EEG muss Perspektive bieten: Planungssicherheit schaffen und Bürger*innen mitnehmen 

Statt mit der EEG-Novelle ambitionierte Ziele zu setzen und Lust auf die Energiewende zu machen, bremst die GroKo wo sie 

kann. In letzter Minute – v.a. dank des öffentlichen Drucks von Branchen- und Umweltverbänden sowie auch von uns 

Grünen – wurden manche Verschlechterungen doch noch verhindert: 

- Mit der Novelle werden kleine PV-Anlagen bis zu 30 kWp von der EEG-Umlage befreit. Damit setzt die 

Bundesregierung aktuelles EU-Recht um, was eigentlich selbstverständlich ist, jedoch nur durch massiven 

öffentlichen Druck erreicht wurde. Das ist ein Schritt in die richtige Richtung zur Stärkung der Bürgerenergie. Es 

bedarf aber mehr, z.B. die ebenfalls in der EU-Erneuerbaren-Richtlinie vorgesehene gemeinschaftliche 

Eigenversorgung einzuführen, wonach verschiedene Parteien in einem Mehrfamilienhaus gemeinsam eine 

Erneuerbare-Energien-Anlage betreiben und den Strom aus der Anlage selbst verbrauchen dürfen.  

- Für Pionierwindenergieanlagen, die Ende 2020 nach 20 Jahren aus der EEG-Finanzierung fallen, wird eine 

Zusatzvergütung zugesagt, allerdings nur für einige Monate. Danach soll es für sie ein Ausschreibungsverfahren 

geben. Das alles soll noch mit einer Verordnung geregelt werden. Damit gibt es nun dank des öffentlichen Drucks 

überhaupt eine Art von Lösung für diese sog. Ü20-Anlagen – wie auch von uns gefordert. Allerdings ist die weitere 

Ausgestaltung offen und damit unsicher. Gleichzeitig werden Direktvermarkter schlechter gestellt, die sich rechtzeitig 

um eine Anschlussfinanzierung gekümmert haben. Daher halten wir eine einfachere Lösung mit einer klaren 

Übergangsfinanzierung für alle diese Anlagen für zielführender.  

- Es wird eine Beteiligungsmöglichkeit für Kommunen an den Einnahmen der örtlichen Windparks geschaffen. Dies ist 

jedoch keine bundesweit verbindliche und verpflichtende Vorgabe, wie von uns gefordert.  

Aus dem Gesetzentwurf – wohl auf Druck der immer noch aktiven Kohlelobby in den Regierungsfraktionen - in letzter 

Minute wieder gestrichen wurde dagegen, dass erneuerbare Energien im öffentlichen Interesse sind und der öffentlichen 

Sicherheit dienen. Damit hätte man Rechtssicherheit geschaffen für arten- und naturschutzrechtliche Aspekte bei 

Planungs- und Genehmigungsverfahren. Wieder eine Chance vertan. 

DAS MUSS MAN WISSEN

Die GroKo hat bis zur letzten Minute verhandelt, konnte sich aber trotzdem nicht auf die entscheidenden Punkte einigen: 

höhere Ausbauziele für Erneuerbare. Diese bleiben in der beschlossenen Novelle viel zu niedrig. Stattdessen kündigten Union 

und SPD in Form eines eigenen Entschließungsantrags an, die Zielerhöhung im 1. Quartal 2021 angehen bzw. lösen zu 

wollen. Es ist ein Zeichen von Schwäche, wenn Koalitionsfraktionen einen solchen Entschließungsantrag zum eigenen Gesetz 

beschließen. Damit vertagt die Koalition die Energiewende und den Klimaschutz. Denn es ist derzeit nicht abzusehen, ob die 

GroKo sich tatsächlich auf höhere Ausbauziele einigen kann – trotz des Drucks zu Hause und des neuen EU-Klimaziels. Die 

Ausbauziele waren bisher der Stolperstein und es wird sich zeigen, ob die GroKo darüber im neuen Jahr eine Einigung 

erzielen kann. Mit dem Entschließungsantrag verschleppt die GroKo also sowohl die Energiewende als auch den Klimaschutz 

und schafft zusätzlich unnötige Unsicherheit für die Branche.  

LINKS ZUM WEITERLESEN 

Entschließungsantrag EEG-Novelle: https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/253/1925376.pdf  

Antrag Solarenergie: https://dipbt.bundestag.de/doc/btd/19/096/1909698.pdf  

Antrag Windenergie in Schwung bringen: https://dipbt.bundestag.de/doc/btd/19/151/1915123.pdf  

Antrag Energiewende weitertragen (Ü20-Anlagen): https://dipbt.bundestag.de/doc/btd/19/191/1919140.pdf  

Antrag Offshore Windenergie: https://dipbt.bundestag.de/doc/btd/19/205/1920588.pdf  


